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Rückfallstraftaten nach dem Ausspruch von Freiheitsstrafen 
mit bedingter Einstellung ihres Vollzugs
Eine der in Polen häufig angewandten Maßnahmen 
strafrechtlicher Verantwortlichkeit ist die Strafe des 
Freiheitsentzugs mit bedingter Einstellung seines Voll- 
zugs./l/ Die statistischen Angaben aus den Jahren 1956 
bis 1967 weisen aus, daß diese Maßnahme durchschnitt­
lich in über 50 % der Fälle angewandt wurde, in denen 
die Gerichte auf Freiheitsentzug erkannten./2/ Der Frei­
heitsentzug macht ungefähr dreiviertel der in der 
Rechtsprechung der polnischen Gerichte angewandten 
Maßnahmen strafrechtlicher Verantwortlichkeit aus. 
Man kann sogar sagen, daß der Ausspruch der beding­
ten Einstellung von 1961 an in Polen eine ständige, 
wenn auch nicht allzu große, steigende Tendenz auf­
weist. Diese Angaben weisen auf die Bedeutung hin, 
die gegenwärtig der bedingten Einstellung im Kampf 
gegen die Kriminalität beigemessen wird.
In der Strafrechtswissenschaft werden zwei Methoden 
angewendet, die zu Erkenntnissen über die Wirksam­
keit dieser Strafart führen. Die eine Methode stützt sich 
auf die Zahl der Fälle, in denen die bedingt einge­
stellte Strafe widerrufen wird. Nach der anderen Me­
thode wird das Verhalten der Verurteilten von der 
Rechtskraft des gefällten Urteils bis zu einem bestimm­
ten Zeitpunkt analysiert und kontrolliert.

Die Untersuchung der Wirksamkeit der bedingten 
Einstellung anhand der Widerrufsfälle

Diese Methode wird öfter — sowohl auf kleinerer als 
auch auf größerer Ebene — angewandt als die zweite. 
Auf diese Methode sind u. a. die Ergebnisse der Unter­
suchungen gestützt, die auf dem internationalen Sym­
posium des sozialistischen Strafrechts im Oktober 1967 
in Warna vorgelegt wurden./3/ Die breite Anwendung 
der bedingten Einstellung wurde mit den positiven Er­
gebnissen begründet und dazu angeführt, daß die An­
zahl der Widerrufsfälle bedingt eingestellter Strafe 
niedrig ist (3 %). Daraus ergibt sich, daß die Rückfall­
häufigkeit nach Anwendung der bedingten Einstellung 
sehr gering ist. Dies führt unmittelbar zu der Schluß­
folgerung, daß die in dieser Weise angewandte Maß­
nahme strafrechtlicher Verantwortlichkeit in bedeuten­
dem Maße zur Verhütung des Rückfalls beiträgt.
Dieses Kriterium der Bewertung würde keine Bedenken 
hervorrufen, wenn
1. der Gesetzgeber nur die obligatorische Form des 
Widerrufs der bedingt eingestellten Strafen ohne Rück­
sicht darauf vorgesehen hätte, welcher Art die nach­
folgende Straftat ist bzw. aus welchen Beweggründen 
sie begangen wurde und
2. die Gerichte diese Direktive richtig anwenden wür­
den.

717 Der Freiheitsentzug mit bedingter Einstellung seines Voll­
zugs ist eine modifizierte Form der Freiheitsstrafe. Außerdem 
gibt es im polnischen Strafrecht u. a. noch die vorzeitige Frei­
lassung aus dem Strafvollzug und seit dem Inkrafttreten des 
neuen Strafgesetzbuches die „Einschränkung der Freiheit“, bei 
der der Verurteilte insbesondere seinen Aufenthaltsort nicht 
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führen hat. — Dr. Keil.
IV Vgl. Statistische Jahrbücher, Warschau 1957 und die folgen­
den Jahre, jeweils unter dem Stichwort „Justiz“.
13/ Vgl. K a f a r s k i ,  „Das internationale Symposium des 
sozialistischen Strafrechts“, Gazeta Sadowa i Penitencjama 
1967, Nr. 24; P a w e l a ,  „Das Symposium in Warna, Bestra­
fung ohne Gefängnis“. Prawo i zycie 1967, Nr. 25.

Indessen ist es eine bekannte Tatsache, daß die gelten­
den Gesetze zwei Formen des Widerrufs vorsehen — 
den obligatorischen und den fakultativen Widerruf./4/ 
Der fakultative Widerruf setzt voraus, daß der Verur­
teilte eine andere Straftat begeht als diejenige, wegen 
der er bereits verurteilt wurde, oder daß der Ver­
urteilte sich nicht an die ihm auferlegten Verpflichtun­
gen hält (sich z. B. der Aufsicht entzieht, sich schlecht 
führt oder die Verpflichtung zur Wiedergutmachung 
des Schadens nicht erfüllt). Die Form des fakultativen 
Widerrufs führt also dazu, daß die Zahl der erneut 
begangenen Straftaten nicht der Anzahl der Widerrufs­
fälle entspricht. Die Erfolglosigkeit der angewandten 
Maßnahme ist höher als die Anzahl der bedingten Ein­
stellungen, die widerrufen wurden.
Eine mit der zweiten Methode durchgeführte Analyse 
der zu bedingter Einstellung Verurteilten zeigt dar­
über hinaus, daß nicht nur die fakultative Form des 
Widerrufs kein vollständiges Bild von der Wirksam­
keit der Strafe gibt, sondern daß diese Erscheinung 
auch bei der obligatorischen Form des Widerrufs ge­
geben ist. Untersuchungen der Staatsanwaltschaft be­
stätigen, daß es in der Widerrufspraxis Mängel und 
Lücken gibt. Im Verhältnis zu den Verurteilten, die 
erneut eine Straftat der gleichen Art wie im voran­
gegangenen Fall verübt haben, wurde nur in 23,8 % 
der Fälle ein Vollzug der bedingt eingestellten Strafe 
angeordnet./5/ Bei den Verurteilten, die in der Bewäh­
rungszeit eine Straftat anderer Art als im vorangegan­
genen Fall verübt haben, wurde die bedingte Einstel­
lung sogar nur in 5,9 % der Fälle widerrufen. Das ist 
nicht nur — wie aus dem Bericht von M o s z y r i s k i  
hervorgeht — unbefriedigend, sondern ermöglicht es 
auch nicht, auf die Wirksamkeit der bedingten Einstel­
lung in der richtigen Form zu orientieren. Deshalb kann 
die Effektivität der angewandten Maßnahmen nicht nur 
anhand der Widerrufsfälle untersucht werden.

Untersuchung der Wirksamkeit der bedingten 
Einstellungen durch Bewertung des Verhaltens 
des Verurteilten

Diese Methode der Untersuchung der Wirksamkeit von 
Maßnahmen strafrechtlicher Verantwortlichkeit be­
dient sich verschiedener Mittel, die hauptsächlich von 
der Anzahl der untersuchten Fälle abhängig sind. Bei 
einer geringeren Anzahl der Fälle wird jeder Fall mit 
Hilfe von Befragungen im Lebenskreis des Verurteil­
ten, von Aussprachen mit ihm selbst und von Informa­
tionen untersucht, die aus den Akten des Gerichts, der 
Haftanstalt, der Betriebe, der Bürgermiliz und aus dem 
Verurteiltenregister erlangt werden. Handelt es sich 
um eine große Anzahl von Fällen, so ist es unmöglich, 
diese Methode anzuwenden. Deshalb stützt sich der 
Untersuchende hauptsächlich auf Angaben aus den 
Akten und Registern. Die Untersuchungsmethoden der 
beiden Gruppen können sich gegenseitig ergänzen.

74/ Beide Formen des Widerrufs sind vervollkommneter und 
etwas verändert in Art. 78 des neuen Strafgesetzbuches vor­
gesehen.
75/ Vgl. M o s z y r i s k i ,  „Die Voraussetzungen der Verurtei­
lung (die Wirksamkeit von Verurteilungen sowie die Praxis 
ihres Widerrufs im Lichte der Ergebnisse von Untersuchungen, 
die von der Staatsanwaltschaft im Jahre 1963 durchgeführt 
wurden)“, Nowe Prawo 1965, Nr. 2, S. 146 ff.
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